
                              

 PRESSEMITTEILUNG 
NGOs kritisieren Ausklammerung von Finanz-
sektor aus deutschem Lieferkettengesetz 

Bonn / Köln / Berlin, 14.8.2023  
 

Das deutsche Lieferkettengesetz ist durch die Veröffentlichung der Handreichung des Bundes-
amts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (Bafa) massiv geschwächt worden. Die Finanzbran-
che ist damit aus der Verantwortung genommen worden, Menschenrechte berücksichtigen zu 
müssen. Deutsche Investments können dadurch weiter ungehindert in menschenrechtlich frag-
würdige Projekte fließen. 

Das Bafa hat am 11. August 2023 eine Handreichung veröffentlicht, die die Anwendung des Lie-
ferkettensorgfaltspflichtengesetzes für die deutsche Kredit-, Investitions- und Versicherungs-
wirtschaft definiert. Der Handreichung zufolge soll die Lieferkette nicht den Endkunden umfas-
sen. Für Betroffene von Menschenrechtsverletzungen, die Banken oder Investoren bei ihren 
Finanzierungen in Kauf genommen haben, hat die Auslegung des Gesetzes weitreichende Fol-
gen. Das Lieferkettengesetz bietet ihnen weiterhin keinen Schutz. Denn mit dem Ausschluss 
von Endkund*innen aus den Sorgfaltspflichten wird die gesamte Finanzbranche – darunter 
Banken, Vermögensverwalter, Investoren und Versicherungen - entgegen der ursprünglichen 
Absichtserklärung de Facto vom deutschen Lieferkettengesetz ausgenommen.    

„Die neue Handreichung steht in klarem Widerspruch zu den Koalitionsaussagen. Darin hat sich 
die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, Deutschland zu einem führenden Standort in Sachen 
Sustainable Finance zu machen. Doch das Bekenntnis ist nicht glaubwürdig, wenn die Regierung 
gleichzeitig die Einhaltung grundlegender Mindeststandards in einer global agierenden Branche 
wie dem Finanzsektor im Lieferkettengesetz nicht sanktioniert“, kritisiert Ulrike Lohr, 
Sustainable-Finance-Expertin vom SÜDWIND-Institut in Bonn. 

Verwässertes Lieferkettengesetz 

„Hier zeigt sich, wie ein Gesetz verwässert wird. Indem die Bundesregierung Endkunden aus der 
Lieferkette streicht, befreit sie die Finanzbranche von der Verpflichtung, Menschenrechte und 
Umweltstandards zu berücksichtigen. Denn deren Geschäft besteht im Grunde ausschließlich 
aus Dienstleistungen für Endkunden. Das steht im eklatanten Widerspruch zu den UN-Leitprinzi-
pien für Wirtschaft und Menschenrechte. Die OECD kategorisiert den Finanzsektor sogar als glo-
balen Hochrisikosektor. Gleichzeitig könnte die Finanzwirtschaft ein machtvoller Hebel zur Ver-
meidung von Menschenrechtsverletzungen sein“, sagt Gertrud Falk von FIAN Deutschland. 
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„Diese Lieferkettengesetzgebung steht im klaren Widerspruch zu den völkerrechtlich verbindli-
chen Verpflichtungen, die Deutschland in Bezug auf Klimaschutz oder die Beachtung von Men-
schen- und Umweltrechten eingegangen ist. Investments in bzw. Finanzierungen von konfliktbe-
hafteten Geschäftsmodellen der fossilen Energiebranche oder von Unternehmen, die Waffen an 
Staaten liefern, die völkerrechtswidrige Kriege führen oder Unternehmen, die von Ausbeutung 
profitieren, sind nach wie vor uneingeschränkt möglich“, kritisiert Thomas Küchenmeister, ge-
schäftsführender Vorstand von Facing Finance. 

Deutschland bei Trilog-Verhandlungen zum europäischen Lieferkettengesetz in der Pflicht 

„Jetzt liegt der Ball bei der EU. Denn auf EU-Ebene ist ein Lieferkettengesetz in Vorbereitung, 
das die Finanzakteure mehr in die Pflicht nehmen soll. Wir fordern, dass sich Deutschland inner-
halb der laufenden Trilog-Verhandlungen einem starken EU-Lieferkettengesetz nicht entgegen-
stellt“, ergänzt Pablo Campos vom SÜDWIND-Institut. 
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 SÜDWIND setzt sich für wirtschaftliche, soziale und ökologische Gerechtigkeit ein – welt-

weit. Wir recherchieren, decken ungerechte Strukturen auf, machen sie öffentlich und bie-

ten Handlungsalternativen. Wir verbinden entwicklungspolitische Bildungs-, Öffentlich-

keits- und Lobbyarbeit und tragen Forderungen in Kampagnen, Gesellschaft, Unternehmen 

und Politik. Seit mehr als 30 Jahren.  

 

 FIAN ist die Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht auf Nahrung und 

setzt sich seit 1986 weltweit für die Bekämpfung des Hungers ein. FIAN recherchiert Men-

schenrechtsverletzungen in Ländern des globalen Südens, organisiert Kampagnen und Lob-

byarbeit, bietet Bildungsprogramme an und betreibt Öffentlichkeitsarbeit. FIAN besitzt 

Beraterstatus bei den Vereinten Nationen und verschafft Betroffenen dort Gehör. 

 

 Facing Finance setzt sich für einen verantwortungsbewussten Umgang mit Geld ein und 

sensibilisiert Finanzdienstleister, institutionelle und private Investor*innen sowie Kund*in-

nen von Banken und Versicherungen dafür, keine Unternehmen zu finanzieren oder in sol-

che zu investieren, die Menschen- und Arbeitsrechte verletzen, die Umwelt verschmutzen 

oder das Klima schädigen. 
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